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Reiter warnt:  Ohne Unterstützung droht
Bürgermeister-Rebellion!

Münchens Oberbürgermeister Dieter Reiter kritisiert den
Koalitionsvertrag und warnt vor Rebellion der
Bürgermeister gegen finanzielle Missstände.

München, Deutschland - In einem aktuellen Interview äußerte
Dieter Reiter, der Oberbürgermeister von München und Mitglied
der SPD, deutliche Kritik am schwarz-roten Koalitionsvertrag. Er
fordert die Schaffung eines Staatsministers für Kommunen, um
die Belange der lokalen Verwaltungen besser zu vertreten.
Reiter warnte vor den finanziellen Defiziten, die durch die
geplanten Änderungen bei Einkommens- und
Unternehmenssteuern entstehen könnten.
„Steuerreduzierungen dürfen nicht zu Lasten der Kommunen
gehen“, betonte er und forderte eine finanzielle Unterstützung
für Rechtsansprüche auf Kindergartenplätze und
Ganztagsbetreuung, die bisher nicht ausreichend berücksichtigt
wurden. T-Online berichtet von ihm, dass Bürgermeister in

https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_100674892/spd-politiker-reiter-dann-werden-die-buergermeister-rebellieren-.html


Deutschland „rebellieren“ könnten, sollte sich die finanzielle
Situation nicht baldmöglichst verbessern.

Laut den aktuellen Zahlen haben sich in Deutschland
Altschulden von etwa 31 Milliarden Euro in den Kommunen
angesammelt, was viele Städte und Gemeinden daran hindert,
notwendige Investitionen in Infrastrukturprojekte wie Schulen,
Turnhallen oder Straßen zu tätigen. Reiter hat die
Schwierigkeiten kommunaler Finanzen angesprochen, die durch
hohe Schulden und mangelnde Mittel entstehen. Im
Koalitionsvertrag ist zwar verankert, dass der Bund jährlich 250
Millionen Euro zur Entschuldung der Kommunen bereitstellt,
doch dies reiche nicht aus, um die einmalige Unterstützung bei
der Lösung der Altschuldenproblematik zu gewährleisten, lautet
der Einwand von Reiter und anderen Kommunalpolitikern. 

Die Rolle des Bundes

Union und SPD planen, den betroffenen Kommunen mit
Altschulden zu helfen. Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass der
Bund zur Hälfte beisteuert, wenn die Länder übermäßige
Kassenkredite ihrer Kommunen übernehmen. Diese
Kassenkredite sind kurzfristige Darlehen, die häufig nicht
zurückgezahlt werden können und letztlich zur Entstehung von
Altschulden führen. BNN betont, dass diese hohen Schulden die
Fähigkeit der Städte beeinträchtigen, wichtige
Sanierungsprojekte zu finanzieren.

Die Bundesregierung hat zudem unter Federführung von
Bundesfinanzminister Dr. Jörg Kukies einen ersten Schritt zu
mehr Solidarität angekündigt. Geplant ist eine gesetzliche
Regelung, die es dem Bund ermöglichen soll, Kommunen
einmalig bei der Lösung ihrer Altschuldenproblematik zu
unterstützen. Diese Unterstützung könnte helfen, notwendige
Investitionen in Kindergärten, Schulen und den öffentlichen
Nahverkehr zu tätigen. Das Bundesfinanzministerium hat
einen Kabinettsbeschluss zur Änderung des Grundgesetzes
angekündigt, die Voraussetzungen für eine einmalige
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Entschuldung zu schaffen.

Ausblick auf die finanziellen
Herausforderungen

Die problematische finanzielle Lage der Kommunen wird durch
die anhaltenden hohen Kassenkredite verstärkt, sodass in
Gesamtdeutschland Ende 2023 etwa 31 Milliarden Euro erreicht
wurden. Die Kommunen sind eigentlich für ihre eigene
Finanzausstattung verantwortlich, jedoch erfordert die aktuelle
Situation ein Eingreifen des Bundes. Die im Gesetzesentwurf
enthaltene Grundgesetzänderung sieht einen neuen Artikel 143h
vor, der dem Bund die hälftige Übernahme einer Entschuldung
erlaubt.

In Anbetracht dieser Herausforderungen bleibt abzuwarten, ob
die geplanten Maßnahmen rechtzeitig Wirkung zeigen, um die
stets steigenden finanziellen Belastungen der Kommunen zu
mindern und die Bürgermeister von ihren befürchteten
Rebellionen abzuhalten. 
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